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Anlage 1

(Übersetzung des Entwurfs der Gemeinsamen Erklärung)
Erklärung

Die Vertreter der Vertragsparteien des am 2. Februar 2012 unterzeichneten Vertrags zur
Einrichtung des Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM), die am 26. September 2012 in
Brüssel zusammengetreten sind, vereinbaren folgende Auslegungserklärung:

„Artikel 8 Absatz 5 des Vertrages zur Einrichtung des Europäischen Stabilitätsmechanismus
(im Folgenden "Vertrag") begrenzt sämtliche Zahlungsverpflichtungen der ESM-Mitglieder
aus dem Vertrag in dem Sinne, dass keine Vorschrift des Vertrags so ausgelegt werden kann,
dass sie ohne vorherige Zustimmung des Vertreters des Mitglieds und Berücksichtigung der
nationalen Verfahren zu einer Zahlungsverpflichtung führt, die den Anteil am genehmigten
Stammkapital des jeweiligen ESM-Mitglieds gemäß der Festlegung in Anhang II des Vertrags
übersteigt.

Artikel 32 Absatz 5, Artikel 34 und Artikel 35 Absatz 1 des Vertrages stehen der
umfassenden Unterrichtung der nationalen Parlamente gemäß den nationalen Vorschriften
nicht entgegen.

Die oben genannten Punkte stellen eine wesentliche Grundlage für die Zustimmung der
vertragschließenden Staaten dar, durch die Bestimmungen des Vertrags gebunden zu sein.“
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Anlage 2

Declaration

The representatives of the parties to the Treaty establishing the European Stability Mechanism
(ESM) signed on 2 February 2012, meeting in Brussels on 26 September 2012, agree on the
following interpretative declaration:

“Article 8(5) of the Treaty Establishing the European Stability Mechanism ("the Treaty")
limits all payment liabilities of the ESM Members under the Treaty in the sense that no
provision of the Treaty may be interpreted as leading to payment obligations higher than the
portion of the authorised capital stock corresponding to each ESM Member, as specified in
Annex II of the Treaty, without prior agreement of each Member’s representative and due
regard to national procedures.

Article 32(5), Article 34 and Article 35(1) of the Treaty do not prevent providing
comprehensive information to the national parliaments, as foreseen by national regulation.

The above mentioned elements constitute an essential basis for the consent of the contracting
States to be bound by the provisions of the Treaty.”
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Anlage 3

Entwurf einer Einseitigen Erklärung Deutschlands 

Die Bundesrepublik Deutschland bezieht sich auf die von den Parteien des Vertrages vom 
2. Februar 2012 zur Einrichtung des Europäischen Stabilitätsmechanismus abgegebene und 
durch Zypern in ihrem Namen mit Verbalnote vom … dem Ratssekretariat  als Verwahrer 
notifizierte Erklärung, die wie folgt lautet: 

‘Die Vertreter der Vertragsparteien des am 2. Februar 2012 unterzeichneten Vertrags zur 
Einrichtung des Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM), die am 26. September 2012 in 
Brüssel zusammengetreten sind, vereinbaren folgende Auslegungserklärung: 

"Artikel 8 Absatz 5 des Vertrages zur Einrichtung des Europäischen Stabilitätsmechanismus 
(im Folgenden "Vertrag") begrenzt sämtliche Zahlungsverpflichtungen der ESM-Mitglieder 
aus dem Vertrag in dem Sinne, dass keine Vorschrift des Vertrags so ausgelegt werden kann, 
dass sie ohne vorherige Zustimmung des Vertreters des Mitglieds und Berücksichtigung der 
nationalen Verfahren zu einer Zahlungsverpflichtung führt, die den Anteil am genehmigten 
Stammkapital des jeweiligen ESM-Mitglieds gemäß der Festlegung in Anhang II des Vertrags 
übersteigt. 

Artikel 32 Absatz 5, Artikel 34 und Artikel 35 Absatz 1 des Vertrages stehen der 
umfassenden Unterrichtung der nationalen Parlamente gemäß den nationalen Vorschriften 
nicht entgegen. 

Die oben genannten Punkte stellen eine wesentliche Grundlage für die Zustimmung der 
vertragschließenden Staaten dar, durch die Bestimmungen des Vertrags gebunden zu sein."‘ 

Die Bundesrepublik Deutschland bestätigt und wiederholt hiermit ausdrücklich diese 
Erklärung, die sie gemeinsam mit den anderen Vertragsparteien abgegeben hat. 
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